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P R A X I S M A N A G E M E N T

Bei einem behaupteten Verstoß gegen ma-
terielle Grundrechte muss hinreichend 
konkret dargelegt werden, dass Beschwer-
debefugnis besteht. Allein die vage Aus-
sicht, dass der Beschwerdeführer irgend-
wann einmal von einer Norm betroffen 
sein könnte, genügt nicht. Das hat das 
Bundesverfassungsgericht entschieden. 
Im vorliegenden Fall hatten Krankenhaus-
betreiber gegen die Einführung einer Min-
destmenge von Versorgungsfällen als Mit-
tel der Qualitätssicherung bei der Behand-
lung von Früh- und Neugeborenen mit 
höchstem Risiko geklagt, wie sie der Ge-
meinsame Bundesausschuss (G-BA) vor-
gegeben hatte. Er hatte in einer „Qualitäts-
sicherungsrichtlinie Früh- und Reifgebo-
rene“ für Level-1-Geburten eine Mindest-
menge von 14 pro Jahr festgelegt. Die 
Kläger, die selbst Level-1-Perinatalzen-
tren betreiben, halten die Norm für verfas-

sungswidrig. Eine Verbesserung der Ver-
sorgungsqualität durch die Regelung sei 
nicht hinreichend belegt und könne durch 
andere Maßnahmen erreicht werden, hieß 
es zur Begründung. Zudem fehle dem 
G-BA die demokratische Legitimation für 
derart weitreichende Beschlüsse.

Nach Auffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts haben die Beschwerdeführer 
nicht ausreichend dargelegt, dass sie durch 
die Festsetzung der Mindestmenge einen 
Nachteil erleiden. Sie hätten vielmehr sub-
stanziiert darlegen müssen, dass sie auf-
grund der absehbaren Entwicklung der 
Zahl der von ihnen betreuten Level-1-Ge-
burten nachteilig betroffen seien. Zudem 
hätten sich die Kläger nicht ausreichend 
mit dem Gesichtspunkt auseinandergesetzt, 
dass die für die Krankenhausplanung zu-
ständigen Landesbehörden Ausnahmerege-
lungen treffen können. Sie könnten Leis-

tungen bestimmen, auf die das Erbrin-
gungsverbot nicht angewendet werden dür-
fe, weil ansonsten die Sicherstellung der 
Versorgung gefährdet sei. Schließlich gehe 
die Verfassungsbeschwerde nicht darauf 
ein, dass § 136b Abs. 3 Satz 1 SGB V in-
zwischen regele, dass der G-BA bei der 
Festlegung von Mindestmengen Ausnah-
metatbestände und Übergangsregelungen 
vorsehen solle, um unbillige Härten insbe-
sondere bei nachgewiesen hoher Qualität 
unterhalb der Mindestmenge zu vermei-
den. Das Bundesverfassungsgericht hielt 
eine Auseinandersetzung mit den inhaltli-
chen Argumenten der Beschwerdeführer, 
vor allem mit den durchaus gewichtigen 
Zweifeln an der demokratischen Legitima-
tion des G-BA nicht für erforderlich.

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 
6. Oktober 2016, Az.: 1 BvR 292/16 

 RAin Barbara Berner
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Die Abrechnung der Behandlung des äu-
ßeren Gehörganges einer Seite bzw. beider 
Seiten auf der Grundlage der derzeit gülti-
gen Amtlichen Gebührenordnung für Ärz-
te (GOÄ) ist immer wieder Anlass für 
Rechnungsauseinandersetzungen.

In Abhängigkeit vom Einzelfall wird in 
Abgrenzung zur Leistung nach Nr. 1565 
GOÄ „Entfernung von obturierenden Oh-
renschmalzpfröpfen, auch beidseitig“ re-
gelmäßig die Frage aufgeworfen, wann 
die Nrn. 1569 „Entfernung eines nicht 
festsitzenden Fremdkörpers aus dem Ge-
hörgang …“ bzw. 1570 GOÄ „ Entfer-
nung eines festsitzenden Fremdkörpers 
aus dem Gehörgang …“ zutreffend in An-
satz zu bringen sind und in welchen Fällen 
Nr. 1567 „Spaltung von Furunkeln im äu-
ßeren Gehörgang“ beziehungsweise Nr. 
1568 GOÄ „Operation im äußeren Gehör-
gang (z. B. Entfernung gutartiger Haut-
neubildungen)“ heranzuziehen ist.

Hierzu folgende Anmerkungen (vgl. 
Kommentierung nach Brück et al. zu 

Nrn. 1565 ff., Deutscher Ärzteverlag, 3. 
Auflage, 20. Ergänzungslieferung, Stand 
01.06.2010):

Mit der Nr. 1568 GOÄ werden kleinere 
Eingriffe im Gehörgang (z. B. die Entfer-
nung gutartiger Neubildungen der Haut) 
abgegolten, wohingegen Nr. 1567 GOÄ 
ausschließlich die explizit in der Leis-
tungslegende genannte „Spaltung“ von 
Furunkeln abbildet. Beide Gebührenposi-
tionen zielen auf die Behandlung eines 
Gehörganges („ … im äußeren Gehör-
gang“) ab, so dass bei entsprechender 
beidseitiger Behandlung diese Gebühren-
positionen auch zweimal in Ansatz ge-
bracht werden können. Die „Entfernung 
eines oder mehrerer größerer Polypen 
oder ähnlicher Gebilde aus dem Gehör-
gang …, auch in mehreren Sitzungen“ 
wird jedoch mit der Nr. 1586 GOÄ, ein-
mal je Gehörgang, in Ansatz gebracht. 
„Fremdkörper“ im Sinne der Nrn. 1569 
und 1570 GOÄ sind hingegen von außen – 
etwa im Rahmen von Manipulationen – in 

den Gehörgang, eingebrachte Materialien, 
jedoch z. B. keine körpereigenen oder 
vom Körper gebildete Absonderungen/Se-
krete und deren Reste, Gewebe und/oder 
deren Abbauprodukte.

Während die Säuberung des äußeren 
Gehörganges von randständigen Epithel-
auflagerungen, verhärteten Absonderun-
gen (zum Beispiel Sekret) und/oder Ver-
schmutzungen im Rahmen einer Oto-
skopie, Ohrmikroskopie oder Ohrspiege-
lung als der Untersuchung vorangehende 
Hilfsleistung nicht gesondert berechnungs-
fähig ist, kann die Entfernung von den 
 Gehörgang völlig verlegenden Ohren-
schmalzpfröpfen mit der Nr. 1565 GOÄ 
neben z. B. den Untersuchungsleistungen 
nach Nr. 6 und/oder 1415 GOÄ als eigen-
ständige Leistung in Ansatz gebracht wer-
den. Dabei löst bereits eine einseitige Ent-
fernung den Ansatz der Nr. 1565 GOÄ aus, 
eine mögliche weitere Entfernung auch auf 
der Gegenseite ist jedoch nicht zusätzlich 
abrechenbar. Dr. med. Tina Wiesener
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